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Demografie und Sozialstaat.
Arbeitsmarkt hat zentrale Bedeutung*

Josef Wöss, Erik Türk

1. Einleitung

Im „Demography Report 2008“ heißt es: „Die Anhebung der Beschäfti-
gungsquoten … ist die wirksamste Strategie, mit der sich Länder auf die
Alterung der Bevölkerung vorbereiten können.“1

Unter Bezugnahme auf die – vor allem zur finanziellen Nachhaltigkeit
der Pensionssysteme geführte – Diskussion über die zukünftige Entwick-
lung der Abhängigkeitsquoten wird im Folgenden aufgezeigt, dass die
bessere Erwerbsintegration der Menschen tatsächlich ein enormes Poten-
zial für eine wirtschaftlich und sozial sinnvolle Bewältigung des demografi-
schen Wandels bietet.

Nachgegangen wird auch der Frage, warum diese Erkenntnis im öffentli-
chen Diskurs bislang nur relativ wenig Resonanz gefunden hat.

Andere zentrale Einflussfaktoren wie die Entwicklung der Produktivität,
der Löhne, der Leistungsniveaus, der Finanzierungsstruktur etc. würden
den Rahmen des Beitrags sprengen und bleiben deshalb ausgeklammert.

2. Demografie – die Altenquote steigt

Eine der großen Herausforderungen der kommenden Jahre und Jahr-
zehnte ist die Alterung der Bevölkerung. Bis zum Jahr 2050 wird im EU-
Raum mit einem Anstieg der Altenquote, d. h. der Relation zwischen den
Altersgruppen 65plus und 15-64,2 von derzeit 26 Prozent auf 50 Prozent
gerechnet.3 Oder anders betrachtet: Erwartet wird, dass sich die Relation
zwischen der Zahl der Menschen in der Altersgruppe 15-64 und den Älte-
ren von derzeit 4:1 auf 2:1 verschieben wird.

Wenngleich demografische Projektionen über derart lange Zeiträume
mit erheblicher Unsicherheit behaftet sind,4 steht der deutliche Anstieg

429

40. Jahrgang (2014), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft
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11/2013 der Zeitschrift „Sozialen Sicherheit“ erschienen ist im Rahmen einer von meh-
reren Autoren verfassten längeren Abhandlung unter dem Titel „Eine Agenda für ange-
messene, sichere und nachhaltige Pensionen und Renten/Teil 2“.



des Altenanteils als solcher außer Zweifel. Das ergibt sich allein schon aus
der aktuellen Altersstruktur der Bevölkerung, in der die Baby-Boom-
Geburtsjahrgänge aus den 1960er-Jahren bei Weitem stärker besetzt sind
als vorherige und nachfolgende Alterskohorten.

Abbildung 1 zeigt die aktuellen Bevölkerungsvorausschätzungen bis
zum Jahr 2050 für die EU-275 und für Österreich, gegliedert in drei große
Altersgruppen: Kinder und Jugendliche, 15- bis 64-Jährige, Ältere.

Abbildung 1: Bevölkerungsvorausschätzung 2010-2050
(Altersgruppen 0-14, 15-64, 65plus)

Quelle: Eurostat, europop 2010; eigene Darstellung.
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Erwartet werden eine relativ konstante Zahl an Kindern und Jugendli-
chen, ein Rückgang der Zahl der Menschen im Erwerbsalter7 und ein kräf-
tiger Anstieg der Zahl der Älteren.

Auffallend ist die ähnliche Entwicklung in der EU-27 und in Österreich. In
anderen EU-Staaten gibt es zum Teil beträchtliche Abweichungen von der
Entwicklung in der EU insgesamt. Vor allem bei der Altersgruppe 15-64
wird teils ein viel stärkerer Rückgang (z. B. Deutschland, Polen), teils aber
auch ein Anstieg (z. B. Belgien, Großbritannien) erwartet.

3. Abhängigkeitsquote ist nicht gleich Abhängigkeitsquote –
Pensionsdiskussion auf Abwegen

Evident ist, dass derart gravierende Änderungen in der Altersstruktur der
Bevölkerung eine massive Herausforderung darstellen und Anpassungen
auf verschiedenen Ebenen erforderlich machen.

Leider wird der Blick auf zentrale Handlungsoptionen häufig verstellt
durch falsche Analysen und Fehler in der Berichterstattung. Besonders
augenfällig ist das bei der immer wieder auftauchenden Verwechslung von
rein demografischen und von ökonomischen Abhängigkeitsquoten in der
Pensionsdiskussion.

So wurde z. B. von der EU-Kommission im Jahr 2010 ein europaweiter
Konsultationsprozess zur Zukunft der Pensionen folgendermaßen be-
gründet: „The number of retired people in Europe compared to those finan-
cing their pensions is forecast to double by 2060 – the current situation is
simply not sustainable.“8 Im Ausschussbericht des EU-Parlaments, der im
Anschluss an diesen Konsultationsprozess erstellt wurde, ist die ange-
sprochene Verdoppelung in Zahlen gefasst: „In 2008 there were 4 people
in employment for every pensioner. … In 2060 the corresponding figure
will be 2 people in employment for every pensioner.“9

Weder die Ausgangslage (4:1 Relation zwischen Berufstätigen und Pen-
sionisten) noch die prognostizierte Entwicklung (Verdoppelung der Ab-
hängigkeitsquote zwischen Pensionisten und Berufstätigen) sind durch
einen empirischen Befund bzw. durch eine offiziell anerkannte Voraus-
schätzung auch nur annähernd belegt! Wie kommt es dann zu solchen Be-
hauptungen? Die Antwort ist einfach: In beiden Dokumenten wird die ein-
gangs angesprochene Altenquote (demografische Abhängigkeitsquote)
als Relation zwischen Berufstätigen und Pensionisten fehlinterpretiert!

In der AK-Wien wurde in Reaktion auf derartige Fehldarstellungen ein
„Abhängigkeitsquoten-Rechner“ erstellt. Es handelt sich dabei um ein
Grafik- und Rechenprogramm,10 das vor allem folgenden Funktionen bie-
tet:

• anschauliche Darstellung des demografischen Wandels;
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• grafische und rechnerische Abgrenzung zwischen demografischen
und ökonomischen Abhängigkeitsquoten;

• Berechnung der Effekte verschiedener Arbeitsmarktszenarien auf die
Entwicklung ökonomischer Abhängigkeitsquoten;

• Berechnung der Auswirkungen verschiedener Arbeitsmarkts- und
Produktivitäts-Szenarien auf die öffentlichen Haushalte.11

Abbildung 2: Demografische versus ökonomische Abhängigkeit

Datenbasis: Eurostat, europop 2010; Eurostat, Labour Force Survey 2011;
EU-Kommission, Ageing Report 2012; eigene Berechnungen.
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Abbildung 2 zeigt mit zwei Bildern aus dem Rechner, welch enormen Un-
terschied es macht, ob nur das Alter der Menschen oder auch ihr ökonomi-
scher Status in den Blick genommen werden.

Beide Bilder beziehen sich auf die demografische Struktur der Bevölke-
rung in der EU im Jahr 2010 – gegliedert in 5-Jahres-Kohorten und aufge-
teilt in Frauen und Männer.

Im unteren Bild ist die Bevölkerung im Alter ab 15 je nach ökonomischem
Status gegliedert in drei Gruppen:12

– Erwerbstätige (weiße Felder),
– Arbeitslose und Pensionisten (schwarze Felder),
– Sonstige wie z. B. Schüler und Studierende, Hausfrauen, -männer etc.

(dunkelgraue Felder).
Die demografische Abhängigkeitsquote (AQ_d → dunkelgraue Balken)

wird errechnet aus der Relation zwischen den Altersgruppen 65plus und
15-64, die ökonomische Abhängigkeitsquote (AQ_w → hellgrauer Balken)
aus der Relation zwischen Arbeitslosen und Pensionisten auf der einen
und Erwerbstätigen auf der anderen Seite, das heißt, es werden die
schwarzen zu den weißen Feldern in Beziehung gesetzt.

Die hier verwendete Definition der ökonomischen Abhängigkeitsquote
ist ein sehr aussagekräftiger Indikator für das Ausmaß wirtschaftlicher Ab-
hängigkeit mit dem Fokus auf Sozialleistungen mit Einkommensersatz-
funktion und stellt vor allem auf die Nachhaltigkeitsdiskussion zu den öf-
fentlichen Pensions- bzw. sozialen Sicherungssystemen13 ab. Den Er-
werbstätigen werden als Leistungsempfänger primär die Pensionisten (in-
klusive z. B. gesundheitsbedingte Frühpensionen) gegenübergestellt.
Rechnerisch erfasst werden auch als arbeitslos ausgewiesene Personen.
Damit wird einerseits dem ähnlichen Charakter von Pension und Arbeitslo-
sengeld als Lohnersatzleistungen Rechnung getragen und andererseits
berücksichtigt, dass aus Gesamtsicht der öffentlichen Haushalte wenig
Unterschied zwischen den beiden Leistungen besteht. Dazu kommt, dass
bei internationalen Vergleichen Verzerrungen – vor allem im höheren Alter
– aus unterschiedlichen strukturellen Gegebenheiten (Vorruhestandsregi-
me im Rahmen der Arbeitslosenversicherung oder im Rahmen des Pen-
sionssystems) vermieden werden können.

Augenscheinlich ist, dass die eingangs angesprochene Gleichsetzung
rein demografischer und ökonomischer „Abhängigkeiten“ ganz drama-
tisch von den realen Gegebenheiten abweicht. Die ökonomische Abhän-
gigkeitsquote in der EU liegt mit 65 Prozent mehr als doppelt so hoch wie
die demografische mit 26 Prozent. Der enorme Unterschied zwischen den
beiden Werten hat vor allem zwei Gründe: Erstens bei Weitem nicht alle
Menschen im Erwerbsalter sind erwerbstätig, und zweitens liegt die Zahl
der LeistungsbezieherInnen weit über jener der Menschen im Alter ab 65.
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3.1 Exkurs – Welchen Einfluss hat geringfügige Beschäftigung?

Die in Abbildung 2 im unteren Bild verwendeten Arbeitsmarktdaten von
Eurostat werden nach dem Labour Force-Konzept erhoben, d. h. der Kate-
gorie „erwerbstätig“ werden alle Personen zugerechnet, die in der Refe-
renzwoche zumindest 1 Stunde gegen Entgelt gearbeitet haben. In den
weißen Feldern sind damit auch die vielen Millionen geringfügig Beschäf-
tigten enthalten, die es derzeit in den EU-Ländern gibt.

Diese Zuordnung ist im vorliegenden Zusammenhang in mehrfacher
Hinsicht problematisch. So werden z. B. aus geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen in der Regel weder Sozialbeiträge noch Lohnsteuer
entrichtet, also kein Finanzierungsbeitrag geleistet. Dazu kommt, dass ein
erheblicher Teil der betroffenen Personen als Haupteinkommensquelle
Sozialleistungen (Pension etc.) bezieht und damit eigentlich den Leis-
tungsbeziehern zuzuordnen wäre.

Da die von Eurostat publizierten Daten keine Herausrechnung der ge-
ringfügig Beschäftigten erlauben, muss diese Unschärfe vorerst in Kauf
genommen werden. Relativiert wird das Problem durch die Tatsache,
dass die zentrale Botschaft der erforderlichen klaren Trennung zwischen
demografischen und ökonomischen Abhängigkeitsquoten davon nur am
Rande tangiert wird.

Soweit präzisere nationale Daten vorliegen, wie das z. B. für Österreich
der Fall ist, bietet es sich selbstverständlich an, primär auf dieser Basis zu
rechnen. Unter anderem zeigt sich dabei, dass die „Labour Force Survey“-
Daten tendenziell ein viel zu positives Bild über den aktuellen Stand der
ökonomischen Abhängigkeit vermitteln. Dazu kommt, dass das Ausmaß
der noch ungenutzten Beschäftigungspotenziale und damit der grundsätz-
lich bestehende Spielraum einer besseren Erwerbsintegration teilweise
erheblich verdeckt werden. Um welche Dimension es sich dabei handelt,
zeigt folgende Vergleichsberechnung für Österreich (2010): Die Berech-
nung auf Basis der „Labour Force Survey“-Daten von Eurostat führt zu
einer ökonomischen Abhängigkeitsquote von 50 Prozent. Wird auf Basis
verfeinerter nationaler Daten14 gerechnet, so ergibt sich hingegen eine
ökonomische Abhängigkeitsquote in Höhe von 62 Prozent!

4. Entwicklung der ökonomischen Abhängigkeitsquote –
auf den Arbeitsmarkt kommt es an

Leider hat die eingangs zitierte Erkenntnis, dass die Anhebung der Be-
schäftigungsquoten die wirksamste Strategie zur Bewältigung des demo-
grafischen Wandels ist, in der öffentlichen Diskussion bislang nur wenig
Berücksichtigung gefunden.
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Einer der zentralen Gründe liegt im oben beispielhaft beschriebenen
Umgang mit Abhängigkeitsquoten. Wird der Blick nur auf das Alter der
Menschen gelegt, wie das in der behaupteten „Verdoppelung der Abhän-
gigkeitsquote“ von 26 auf 50 Prozent zum Ausdruck kommt, dann gerät die
Strategie einer Anhebung der Beschäftigungsquoten von vornherein nicht
ins Blickfeld. Als einzige Stellschraube zur Beeinflussung der Entwicklung
der Abhängigkeitsquote verbleibt (bei gegebener Altersstruktur) bei einer
rein demografischen Definition dieser Quote einzig und allein die Ver-
schiebung der Grenzlinie zwischen den Altersgruppen Erwerbsalter und
Ältere.

In einer Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses wird dieses Problem auf den Punkt gebracht: „Die irreführende
Verwendung der demografischen Abhängigkeitsquote und die oftmalige
Gleichsetzung der Zahl der Menschen im Erwerbsalter mit jener der Er-
werbstätigen geht an der Realität vorbei und verstellt den Blick auf pro-
blemadäquate Lösungsansätze.“15

Es ist vor diesem Hintergrund dringend geboten, die Bedeutung des Ar-
beitsmarktes hervorzuheben und aufzuzeigen, dass ein sehr enger Zu-
sammenhang besteht zwischen der Entwicklung der ökonomischen Ab-
hängigkeitsquoten und der Entwicklung der Beschäftigung. Gewisse
Erfolge konnten dabei bereits erzielt werden.

Unter Verweis auf ein Rechenbeispiel aus dem „Abhängigkeitsquoten-
Rechner“ heißt es im analytischen Teil des EU-Weißbuchs zu den Pensio-
nen vom Februar 2012 (S. 6/7): „The ageing challenge is often illustrated
by the doubling of the old age dependency ratio …. Yet the real issue is the
economic dependency ratio, defined as the unemployed and pensioners
as a percentage of the employed.“ In der Folge wird auf die enormen Po-
tenziale hingewiesen, die eine bessere Erwerbsintegration in allen Alters-
gruppen bietet. „Many countries have considerable scope for improving
the future adequacy and sustainability of their pension systems by raising
employment rates, and this not just in the higher age groups, but also for
groups with lower employment rates such as women, migrants and
youths.“16

Bedauerlich ist, dass diese analytischen Erkenntnisse in den Empfeh-
lungen des Weißbuchs keinen Niederschlag gefunden haben.17

Von den österreichischen Sozialpartnern wurde der angesprochen Zu-
sammenhang zwischen Erwerbsintegration und ökonomischer Abhängig-
keitsquote beim Bad Ischler Dialog 2011 folgendermaßen deutlich ge-
macht: „Je besser es gelingt, eine möglichst große Zahl von Menschen
aller Altersgruppen in das Erwerbsleben zu integrieren und sie länger im
Erwerbsleben zu halten, desto weniger stark wird die ökonomische Ab-
hängigkeitsquote in die Höhe gehen.“18
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5. „Standard-Szenario“ versus „EU-2020plus-Szenario“ –
was trauen wir uns zu?

Abbildung 3 zeigt, wie groß der angesprochene Spielraum für eine Stei-
gerung der Beschäftigungsquoten im EU-Raum ist. Im oberen Bild ist die
Ausgangslage im Jahr 2010 abgebildet, im unteren Bild das „Standard-
Szenario“ für das Jahr 2050 (aufbauend auf der erwarteten Altersstruktur

Abbildung 3: Entwicklung der ökonomischen Abhängigkeit
2010-2050 (EU-27) – „Standard-Szenario“

Datenbasis: Eurostat, europop 2010; Eurostat, Labour Force Survey 2011;
EU-Kommission, Ageing Report 2012; eigene Berechnungen.
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der Bevölkerung). Es handelt sich dabei um jenes Szenario, das den Be-
rechnungen im „Ageing Report 2012“ der EU zugrunde gelegt ist. Die
Kernannahme ist, dass zwischen 2010 und 2050 die Beschäftigungsquote
in der EU-27 von 64,1 auf 68,9 Prozent (Altersgruppe 15-64) bzw. von
68,6 auf 73,6 Prozent (Altersgruppe 20-64) steigt.19 Die Realisierung des
„Standard-Szenarios“ würde damit bedeuten, dass die Beschäftigungs-
quote – trotz Rückgang der Zahl der Menschen im Erwerbsalter – im Jahr
2050 noch immer niedriger liegt als das EU-Beschäftigungsziel für das
Jahr 2020.20

Das Ausmaß der schwarzen und dunkelgrauen Felder in allen Altersgrup-
pen innerhalb des Erwerbsalters im unteren Bild signalisiert, dass im „Stan-
dard-Szenario“ erhebliche Beschäftigungspotenziale ungenützt bleiben.

Die ökonomische Abhängigkeit würde unter den Annahmen im „Stan-
dard-Szenario“ von 65 auf 80 Prozent steigen (hellgraue Balken), was
einen Zuwachs um 23 Prozent bedeutet. Trotz eher pessimistischen Ar-
beitsmarktannahmen bleibt damit der Anstieg weit hinter jenem der rein
demografischen Abhängigkeitsquote (+92%) zurück.

In Abbildung 4 werden für die EU-27 und für drei ausgewählte Länder
(Österreich, Belgien, Polen) die jeweils erwarteten demografischen Ände-
rungen und der Anstieg der ökonomischen Abhängigkeitsquote in zwei
verschiedenen Arbeitsmarkt-Szenarien gegenübergestellt.

Zusätzlich zum „Standard-Szenario“21 wird jeweils das optimistischere
„EU-2020plus-Szenario“ ausgewiesen. In Anknüpfung an das EU-2020
Beschäftigungsziel wird in diesem Szenario eine Schwerpunktsetzung in
Richtung bessere Erwerbsintegration in der Altersgruppe 20-64 angenom-
men22 – und das nicht nur bis zum Jahr 2020, sondern auch darüber hin-
aus. Gefordert sind dafür insbesondere: beschäftigungsfördernde Makro-
politik, (Re)Integration der Arbeitslosen, Abbau von Bildungsdefiziten,
verbesserte Berufseinstiegschancen für Jugendliche nach Abschluss der
Ausbildung, bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Gesundheits-
schutz, alternsgerechte Arbeitsplätze, längerer Verbleib in Beschäftigung
(und damit Anhebung des durchschnittlichen Erwerbsaustritts- und Pen-
sionsantrittsalters).

Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, dass eine Strategie der bes-
seren Erwerbsintegration selbstverständlich nicht nur auf die Erhöhung
der Zahl der Beschäftigten bzw. auf die Erhöhung der Beschäftigungsquo-
ten, sondern auch auf die Sicherung bzw. Verbesserung der Qualität der
Arbeitsplätze und eine faire Entlohnung ausgerichtet sein muss.

Für die EU-27 wird im „EU-2020plus-Szenario“ angenommen, dass bis
zum Jahr 2050 in der Altersgruppe 15-64 eine Beschäftigungsquote von
76,1 Prozent erreicht wird.

Die Vergleichsländer Belgien und Polen wurden ausgewählt, weil sie
das breite Spektrum des demografischen Wandels sichtbar machen. In
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Abbildung 4: Demografische und ökonomische Abhängigkeits-
quoten im Vergleich 2010-2050

––– demografische Abhängigkeitsquote (Altenquote)
–––1 ökonomische Abhängigkeitsquote – „Standard-Szenario“
–––2 ökonomische Abhängigkeitsquote – „EU-2020plus-Szenario“

Belgien wird ein Anstieg der demografischen Abhängigkeitsquote erheb-
lich unter dem EU-Durchschnitt und in Polen ein Anstieg weit über diesem
Wert erwartet. Im „EU-2020plus-Szenario“ wird in beiden Ländern eine
Beschäftigungsquote von knapp unter 75 Prozent veranschlagt.

Zu Österreich ist anzumerken, dass die Berechnungen insofern von den
anderen Ländern abweichen, als der Ausgangswert der ökonomischen
Abhängigkeitsquote im Jahr 2010 auf Basis genauerer nationaler Arbeits-
markt- und Pensionsdaten ermittelt wurde.23 Im „EU-2020plus-Szenario“
wird eine Beschäftigungsquote in Höhe von 76,5 Prozent angenommen.
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Die Abbildungen zeigen:
a)  In allen Ländern wird es einen massiven Anstieg der demografischen

Abhängigkeitsquote gegeben, das Ausmaß variiert aber ganz erheblich
von Land zu Land (z. B. weit über dem EU-Durchschnitt in Polen, deutlich
unter dem Durchschnitt in Belgien).

b)  Auch die ökonomische Abhängigkeitsquote wird in allen Ländern
steigen, der Anstieg wird aber – selbst in den pessimistischeren Szenarien
– viel geringer ausfallen als bei rein demografischer Betrachtung.

c)  Mit höheren Beschäftigungsquoten wie im „EU-2020plus-Szenario“
könnte in allen Ländern ein Gutteil des erwarteten Anstiegs der ökonomi-
schen Abhängigkeitsquote – und damit auch ein Gutteil des erwarteten
Kostenanstiegs – vermieden werden.

In der EU insgesamt würde sich der Anstieg der ökonomischen Abhän-
gigkeitsquote bei Realisierung des „EU-2020plus-Szenarios“ auf etwa die
Hälfte reduzieren. In Ländern mit aktuell sehr niedrigen Beschäftigungs-
quoten wie Belgien und Polen würde der Rückgang sogar noch um einiges
stärker ausfallen.

Auch die – auf Basis verfeinerter nationaler Daten durchgeführte – Sze-
narien-Rechnung für Österreich zeigt ein enormes Potenzial zur Reduk-
tion der ökonomischen Abhängigkeitsquote.

6. Resümee

Auf Basis sehr oberflächlicher Betrachtungen wird gerne aus der massi-
ven Alterung der Bevölkerung die zukünftige „Unfinanzierbarkeit“ des
Sozialstaates, insbesondere der Pensionssysteme, abgeleitet und eine
deutliche Absenkung der (öffentlichen) Leistungsniveaus und/oder die
deutliche Anhebung des gesetzlichen Pensionsalters gefordert. Tatsäch-
lich sagen die Altersstruktur und die sich daraus ergebende Altenquote
alleine sehr wenig aus über den in einer Gesellschaft bestehenden Trans-
ferbedarf. Maßgeblich ist vielmehr die Relation zwischen Leistungsbezie-
hern und Erwerbstätigen (ökonomische Abhängigkeitsquote), und diese
wird ganz entscheidend vom Ausmaß der Erwerbsintegration mitbe-
stimmt.

Der zukünftige Finanzierungsbedarf (BIP-Anteil) für Pensionen und
Leistungen bei Arbeitslosigkeit hängt letztlich von zwei Faktoren ab: 1. von
der Entwicklung der ökonomischen Abhängigkeitsquote und 2. von der
Entwicklung des relativen Leistungsniveaus.

Es ist offensichtlich die wesentlich intelligentere Strategie, den demogra-
fisch bedingten Anstieg der relativen Finanzierungskosten durch eine po-
sitive Beeinflussung der Entwicklung der ökonomischen Abhängigkeits-
quote einzudämmen, als durch eine Absenkung der Sicherungsniveaus.
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Wie groß die bestehenden Potenziale hierfür sind, wird in den oben darge-
stellten Berechnungen offensichtlich.

Eine auf eine deutlich verbesserte Erwerbsintegration der Menschen in
allen Altersgruppen ausgerichtete Strategie ist die beste Strategie für eine
sozial und ökonomisch sinnvolle Bewältigung der demografischen Her-
ausforderungen. Gleichzeitig würde eine derartige Strategie die dringend-
sten Probleme der Gegenwart (hohe Arbeitslosigkeit, mangelnde Verein-
barkeit von Beruf und Familie, mangelnde Teilhabemöglichkeiten etc.)
lösen oder zumindest wesentlich abmildern.

Zu hoffen ist, dass die Strategie der besseren Erwerbsintegration
– als Antwort auf den demografischen Wandel und
– als zentrale Stellschraube zur Eindämmung des demografisch beding-

ten Anstiegs der relativen Finanzierungskosten
erkannt und umgesetzt wird.
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und Pensionsdebatte zumeist verwendete Definition der Altenquote.
3 Eurostat (2012).
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18 http://www.sozialpartner.at/sozialpart-
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23 Siehe oben: Exkurs – Was tun mit den geringfügig Beschäftigten? Die Vergleichbarkeit
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Zusammenfassung

Der demografische Wandel ist eine der großen Herausforderungen, welche wir zu be-
wältigen haben. Anpassungen sind in vielen Bereichen erforderlich.

Die Auswirkung auf Wohlfahrtsstaaten und öffentliche Alterssicherungssysteme wird
zumeist unter Bezugnahme auf die Verschlechterung von Abhängigkeitsquoten themati-
siert. Bedauerlicherweise wird in vielen Dokumenten keine klare Abgrenzung zwischen
rein demografischen und ökonomischen Faktoren gemacht. Die entscheidende Frage aber
ist: In welchem Ausmaß wird der Anstieg demografischer Abhängigkeit (Altersgruppe 65+ :
15- bis 64-Jährige) zu einem Anstieg ökonomischer Abhängigkeit (Leistungsempfänger :
Beitragszahler) führen?

Berechnungen für die EU-27, Österreich, Belgien und Polen – basierend auf dem in der
österreichischen Arbeiterkammern entwickelten „Abhängigkeitsquoten-Rechner“ – zeigen
sehr deutlich: Die Entwicklung der ökonomischen Abhängigkeitsquote wird in hohem Maß
von der Entwicklung der Beschäftigung bestimmt. Je höher die Beschäftigungsquote,
desto niedriger der Anstieg der ökonomischen Abhängigkeit.

Der Beitrag belegt die Richtigkeit einer Feststellung der EU-Kommission im Demografie-
Report 2008: „Die Anhebung der Beschäftigungsquoten [mit guten Arbeitsplätzen] … ist
die wirksamste Strategie, mit der sich Länder auf die Alterung der Bevölkerung vorbereiten
können.“

Abstract

Demographic change is one of the key challenges we have to cope with. Adjustments in
many areas are required.

The impact on welfare states and public pension schemes is mainly addressed by refer-
ring to the deterioration of dependency ratios. Unfortunately, in many documents no clear
distinction is made between pure demographic and economic issues. Yet, the crucial ques-
tion is: To what extent the increase of demographic dependency (age group 65+/15-64) will
translate into an increase of economic dependency (no. of benefit recipients/no. of contri-
butors).

Calculations for EU-27, Austria, Belgium and Poland – based on the “dependency ratio
calculator”, a tool developed in the Austrian Chamber of Labor – clearly show: To a high
degree, the evolution of the economic dependency ratio will be determined by the evolution
of employment. The higher the employment rate, the lower the increase of the economic
dependency.
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The paper proves the validity of the EU-Commission’s statement in the Demography
Report 2008: “Raising employment levels [with god jobs] … is arguably the most effective
strategy with which countries can prepare for population ageing.”
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